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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
RTVG Bundesgesetz über Radio und Fernsehen

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

SSR Société suisse de radiodiffusion
LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Die Vox-Nachbefragung zur RTVG-Abstimmung zeigte unter anderem, dass es sich bei
der Abstimmung um die Einführung eines neuen Gebührensystems um einen deutlichen
Links-Rechts-Konflikt handelte. Während Personen, die sich mit der SP verbunden
fühlen, der Vorlage beinahe mit einer Dreiviertelmehrheit (73%) zustimmten, fand das
revidierte RTVG nur bei etwas mehr als einem Viertel der SVP-SympathisantInnen
Zuspruch (28%). Gespalten zeigte sich die Anhängerschaft der FDP (46% Ja-Anteil) und
der CVP (58%). Diese tiefe Befürwortungsrate ist insbesondere im Falle der
Christdemokraten bemerkenswert; hatte die CVP doch die Geschäftsstelle des
offiziellen Ja-Komitees inne und mit der UVEK-Vorsteherin ein Bundesratsmitglied aus
den eigenen Reihen, das für das RTVG-Dossier zuständig ist. Ferner war es die
Zufriedenheit mit den Leistungen der SRG und nicht etwa die Befürwortung oder
Ablehnung von Staatseingriffen (obwohl auch hier ein Zusammenhang feststellbar war),
die den Stimmentscheid ebenso stark prägte wie die politische Ideologie es tat.
Dennoch fand sich auch unter den Nein-Stimmenden eine Mehrheit von immerhin 61%,
die sich mit den Leistungen der SRG zufrieden zeigte. Ausschlaggebend für deren
ablehnende Haltung war vielmehr die Ansicht, eine obligatorische Abgabe sei nicht
angemessen und dass es vor der Abstimmung über ein neues Gebührensystem einer
Grundsatzdiskussion zum Service public bedurft hätte – letzteres eine Ansicht, die auch
eine knappe Mehrheit des Ja-Lagers teilte. Auch die persönliche finanzielle Lage
beeinflusste den Stimmentscheid; die Vorlage wurde erst von Personen mit einem
Haushaltseinkommen über CHF 7000 mehrheitlich befürwortet. Den Sprachgraben
führten die Autoren der VOX-Analyse darauf zurück, dass die Westschweiz mit ihrem Ja
teilweise auch ein Votum für die SRG und den Service public abgab, während in der
Deutschschweiz eher technische Überlegungen zur Anpassung des Gebührensystems
im Vordergrund standen. Dass die Debatte im Vorfeld der Abstimmung nicht unbedingt
sachlich verlaufen war, spiegelte sich auch in den Ergebnissen der VOX-Analyse wider:
Trotz hoher Intensität in der Berichterstattung gaben nur 34% der Befragten und 48%
der Stimmenden an, dass mit der RTVG-Vorlage über die Einführung einer
obligatorischen Abgabe für Haushalte und Unternehmen abgestimmt wurde und ein
weiterer Drittel (32%) der Befragten und 12% der Stimmenden konnte die Vorlage
inhaltlich gar nicht einordnen. Gemäss den Autoren der VOX-Studie war den
Stimmenden aber bewusst, dass nicht die SRG oder der Servic public Gegenstand der
Abstimmung war. Gleichwohl erachtete es etwas mehr als jeder zehnte Stimmende als
legitim, mit seiner Stimme in erster Linie entweder seine Kritik an der SRG und deren
Leistungen oder seine Unterstützung für das öffentlich-rechtliche Radio und Fernsehen
kundzutun. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.2015
MARLÈNE GERBER

Die offizielle Nachbefragung zur No-Billag-Initiative (VOTO-Studie) zeigte die
Bedeutung eines starken Service public und einer starken SRG für die Bevölkerung als
Hauptgründe für die Ablehnung der Initiative. Die Studie legte ebenfalls dar, dass 73
Prozent der befragten Personen der SRG ein hohes bis sehr hohes Vertrauen
entgegenbringen. Beinahe gleich viele Personen, resp. 70 und 69 Prozent der Befragten,
gaben an, das TV- oder Radio-Angebot täglich zu nutzen, und schätzten die SRG-
Programmqualität als gut bis sehr gut ein. Auch dies waren zentrale Motive für den
ablehnenden Stimmentscheid. Als Hauptargument für die Ja-Stimmenden entpuppten
sich die Kosten; ein Drittel der Befürwortenden nannte dieses Stimmmotiv als Erstes.
Ein Viertel der Befürwortenden zeigte sich in erster Linie kritisch gegenüber der SRG
und ihren Programmen. Libertäre Argumente wie die volle Entscheidungsfreiheit bei
der Programmwahl und ein Verlangen nach freiem Wettbewerb auf dem
Informationsmarkt waren für 17 Prozent der Ja-Stimmenden ausschlaggebend. Mit 60
Prozent zeigte sich eine Mehrheit der Befragten überzeugt, dass die SRG bei Annahme
der Initiative nicht fortbestehen könne. Nichtsdestotrotz standen die
Befragungsteilnehmenden der SRG nicht unkritisch gegenüber. Eine Mehrheit von 58
Prozent erachtete die SRG als zu gross und teuer und vertrat die Ansicht, dass deren
Angebot reduziert werden sollte.
Sehr geschlossen gegen die Initiative stimmten Anhängerinnen und Anhänger des linken
Lagers. Sympathisantinnen und Sympathisanten der CVP und GLP verwarfen die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.04.2018
MARLÈNE GERBER
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Initiative ebenfalls deutlich mit 84 respektive 85 Prozent. Innerhalb der FDP-
Anhängerschaft fanden sich 73 Prozent Nein-Stimmende. Ein Ja-Anteil von 54 Prozent
bei den SVP-Sympathisierenden zeigte die Gespaltenheit der Volkspartei-Basis in
dieser Frage. Interessanterweise verwarfen gerade die digital-affinen Millenials die
Initiative am wuchtigsten: Gemäss VOTO-Studie stimmten ihr nur 20 Prozent der 18- bis
29-Jährigen zu. 2

Medienpolitische Grundfragen

Eine UNIVOX-Umfrage über das Verhältnis der Bevölkerung zu den Medien zeigte auf,
dass immer weniger Menschen Vertrauen in die Unabhängigkeit der Medien setzen: Nur
noch 30% (1988 und 1990: 40%) der Befragten glaubten, dass die Medien sich gegen
wirtschaftliche und politische Druckversuche behaupten können. Insgesamt wurden die
Medien trotzdem als verlässliche Informationsquellen bezeichnet. Die Glaubwürdigkeit
der Printmedien nahm gegenüber 1988 bei den Befragten sogar um 5% auf 68% zu,
hingegen nahm jene von Radio und Fernsehen leicht ab. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Meinungsforschung

Der im Nachgang der Masseneinwanderungsinitiative eskalierte Streit um die
Nachwahlbefragungen führte dazu, dass sich der Bund mit der Frage
auseinandersetzte, ob er solche Abstimmungsanalysen auch weiterhin erstellen lassen
soll. Im Juli bejahte dies der Bundesrat, beschloss aber auch, den Auftrag für den
Zeitraum 2016-2019 gemäss WTO-Richtlinien öffentlich auszuschreiben. Ferner
beauftragte er die Bundeskanzlei, mit der "Forschungsgemeinschaft VOX-Analysen"
einen neuen Vertrag abzuschliessen, dessen Laufzeit auf Ende 2015 terminiert ist und
eine Option auf Verlängerung enthält. Diese würde gewährt, wenn beim neuen
Vergabeverfahren Verzögerungen auftreten würden. 4

ANDERES
DATUM: 02.07.2014
MARLÈNE GERBER

Die Nachbefragungen zu den eidgenössischen Abstimmungen, die seit 1977 unter dem
Namen VOX-Analysen von gfs.bern durchgeführt wurden, werden künftig durch die
Stiftung für die Forschung in den Sozialwissenschaften (FORS) und das Zentrum für
Demokratie in Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut Link organisiert.
Der Bund, welcher die Analysen seit 1987 finanziell unterstützt, hatte den Auftrag im
Vorjahr für einen befristeten Zeitraum von vier Jahren zum ersten Mal und im Umfang
von CHF 1,8 Mio. öffentlich ausgeschrieben. Für den Entscheid seien die Qualifikation
des Befragungsteams von FORS sowie die vorgeschlagenen Massnahmen zur
Maximierung der Rücklaufquote und der günstige Preis ausschlaggebend gewesen,
begründete die Bundeskanzlei ihre Wahl. Peter Farago, damaliger Direktor von FORS,
bestätigte, dass durch diesen Entscheid Synergien mit den bereits am FORS
durchgeführten Befragungen zu den eidgenössischen Wahlen (Selects) genutzt werden
können. Um einen lückenlosen Übergang zu gewährleisten, finanziert der Bund die VOX-
Analysen noch bis maximal Ende 2016. Gemäss Aussagen der Bundeskanzlei bedeutet
die Neuvergabe auch einen Schnitt: Die methodische Vergleichbarkeit über die Zeit sei
nicht gewährleistet. 5

ANDERES
DATUM: 12.11.2015
MARLÈNE GERBER
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